
176 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates (V. G.P.). 

Bericht 

des Ausschusses für Handel und Wiederaufbau 

über die Regierungsvorlage (106, der Bei­
lagen): Bundesgesetz zur Änderung und 
Ergänzung der Vorschriften liber die Ent­
richtung von Maßen- und Freischurfge­
bühren (1. Novelle zum Maßen- und Frei-

- schurfgebiihrengesetz). 

sowie auf einem Gesetz und einer Verovd­
nung alJlsden Jahr,en 1922 und 1925 beruht. 
Die Vorlage ,hat den Zweck, die :,elben er­
wähnten österr,eichischen Gesetze wieder in 
Kraft zu setzen und gle:ichze,itig auf das 
Burg,enlaIJId auszudehnen. Sie bedeutet ,einen 
Schritt auf dem Wege zum einheitlichen 

Im Herbst 19;'14 hat der Reichswirtschafts- Recht. Der Ausschuß für Handel und Wieder­
mini'ster durch, eine Verovdnung die Berg- 'aufbau unterbreitet deshalb dem Hohen 
werl'IDsabgaben aufgehoben. Sie hatten im Hause den An t rag, .den~ ange1schlolssenen 
BurgenlaIJId auf dem Oelsetzesartikel XII von Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu-
1920 und im übrigen österreich auf den stimmung zu erteilen. 
§§ 215 bis 218 des rallgemei'nen Berggesetzes Wien, am 13. Juli 1946. 

Dr. Kolb, 
Berichtersta tter. 

Kapsreiter, 
Obmann. 

/ 

'J. 

176 der Beilagen V. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



2 

-j. 

Bundesgesetz vom 
1946 zur Änderung und Ergänzung der 
Vorschriften über die Entr.i.chtung ~on 
Maßen- und Freischurfgebühren (1. No­
velle zum Maßen- und Freischurfgebühren-

gesetz). 
Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 
Die §§ 215 bis 218 des Allgemeinen Bergge­

setzes vom 23. Mai 1854, R. G. BI. Nr. 146, das 
Maßen- und Freischurfgelbührengesetz vom 
7. April 1922, B. G. BI. Nr. 212, und die Ve'r­
ordnung vom 12. Mai 1925, B. G. BI. Nr. 160, 
. soweit diese Vorschr~ften die Maßengebühren re­
geln, treten mit 1. Jänner 1947 wieder in Kraft. 

Artikel 11. 
Dem § 3 des Maßen- und Freischurfgebühren­

gesetzes wird als neuer Absa~ ang.efügt: 
,,(4) Sollte jedoch die fällige Maßengebühr 

durch drei Jahre hintereinander nicht entrichtet 
werden oder erreichen di e Verzugszinsen die 
Höhe der für ein Jahr zu .leistenden Maßen­
g,e'bühr, so ist dieser Umstand einer ErMärung 
des Bergwerkshesitzers über die Auflassung der 
Gruben- oder Tagmaße gleichzuhalten und die 

Berglbehör.de 'berechtigt, mit der Löschung der 
Maße und ,Berichtigung des Bergbuches gemäß 
'den Bestimmungen der §§ 263 .bis 267 des All­
gemeinen Berggesetzes vorzugehen." 

Artikel III. 

Auf das Gebiet des Burgenlandes wir:ddie Gel­
tupg des Maßen- und Freischurfgeibührengesetzes 
vom 7. April 1922, B. G. BI. Nr. 212, und 
der Durchführungsverol1dnul1Jg zu diesem Gesetz, 
B. G. BI. Nr. 67 aus 1923,. mit Wirkung vom 
1. Juli 1946 erstreckt. 

Artikel IV. 

Zur Einfuhrung der im § 4 des Maßen- und 
Freischurfg,ebiihrengesetzes vorgesehenen halb­
jäihrigen Einzahlung der Freischurfgebühren ist 
für jed~n im Gebiet ,des Burg,enlandes bestehen­
den Freischurf .für die Zeit vom Ablauf der 
Schurfbewilligung bis zum Beginn des ,darauf­
folgenden Halbja·hres (1. Jänner oder 1. Juli) 
keine Gelbühr zu entrichten. 

Artikel V. 

Mit der Vollziehungdieses .Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium für Handel und Wieder­
·aufbau betraut. 
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